
Landtag Fuchs, Iris 

Von: Landesarchiv - Weimar - Blaha, Dagmar 
Gesendet: Freitag, 13. April 2018 09:34 
An: Landtag Poststelle 
Betreff: Anhörung Archivgesetz 
Anlagen: AnhörungLT_20180423.docx 

Sehr geehrter Herr , 

als Anhang übersende ich Ihnen die Stellungnahme des Landesarchivs Thüringen — Hauptstaatsarchiv Weimar, die 

ich am Montag, dem 23. April im Rahmen des Anhörungsverfahrens zum Thüringer Archivgesetz vortragen werde. 

Einer Veröffentlichung im Online-Diskussionsforum stimme ich hiermit bereits vorab zu. Das entsprechende 

Formular erhalten Sie unterschrieben auf dem Postweg. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Dagmar Blaha 
Abteilungsleiterin 

LANDESARCHIV THÜRINGEN — HAUPTSTAATSARCHIV WEIMAR 
Marstallstraße 2 99423 Weimar I  Tel:  +49 3643 87198-310 
Fax: +49 3643 87198-350 
www.thueringen.de/staatsarchive  • dagmar.blaha@la.thueringen.de  

Diese E-Mail-Adresse stellt kein Postfach im Sinne der Regelungen für den Informations-

austausch oder Schriftverkehr der. Ein Informationsaustausch über diese E-Mail-Adresse 

ist daher unverbindlich und erfüllt keine rechtlich vorgeschriebenen Formerfordernisse. 
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Stellungnahme des Landesarchivs Thüringen — Hauptstaatsarchiv Weimar zum 

Gesetzentwurf der Landesregierung „Thüringer Gesetz zur Sicherung und Nutzung von 

Archivgut (Thüringer Archivgesetz — ThürArchivG-)" 

Archive sind Wissensspeicher. Entstanden als Gedächtnis von Verwaltung und Wirtschaft 

werden sie — in der Regel mit der Veränderung von politischen Strukturen — zum Archiv, das 

Zeugnis über Vergangenes ablegt. Das Archiv als institutionalisiertes Gedächtnis der 

Gesellschaft ist sowohl als Funktions- wie auch als Speichergedächtnis anzusehen. Als 

Funktionsgedächtnis dient es der Legitimation und Sicherung von Macht und der Kontinuität 

von Machtausübung. Als Speichergedächtnis bewahrt es Erinnerung. Nachdem die in 

Archiven aufbewahrten Informationsträger ihre Legitimierungsfunktion verloren haben, 

werden sie — zumindest zu einem kleinen Teil, den es klug zu bestimmen gilt - zum 

historischen, zum kulturellen Erbe. Mit diesem Archivgesetz, über das zur Zeit beraten wird, 

werden also nicht nur Festlegungen für den Umgang mit den Zeugnissen der Vergangenheit 

und Verfahren für den Umgang mit den heute entstehenden Informationen festgeschrieben. 

Die Auswirkungen der Bestimmungen dieses Archivgesetzes reichen bis weit in die Zukunft. 

Es definiert die Rahmenbedingungen, unter denen Archivarinnen und Archivare den Teil 

unseres kulturellen Erbes bewahren und erschließen, der nachkommenden Generationen 

von unserem Leben, von Herausforderungen und Entscheidungen, aber auch von unseren 

Sorgen und Nöten, berichten wird. Kurz: die Informationen, die in unseren Archiven 

aufbewahrt werden, bestimmen das Bild, das man in 1000 Jahren von uns haben wird, sehr 

wesentlich. 

Dass im Gesetzentwurf beiden Funktionen von Archiven —nämlich Funktions- und 

Speichergedächtnis zu sein — Rechnung getragen wird, möchte ich gleich zu Beginn 

anerkennend anmerken. Zudem wurde eine Vielzahl von Hinweisen Zu 

Regelungsbedürfnissen im Thüringischen Archivwesen aufgegriffen und durch die 

getroffenen Festlegungen eine größere Rechtssicherheit geschaffen. Die erfolgte 

Übertragung von Kompetenzen auf das Landesarchiv bzw. auf die verwahrenden Archive 

wird ebenso positiv und zustimmend aufgenommen wie die Verpflichtung zur 

Überlieferungsbildung auf kommunaler Ebene. 

1111 III ,1111,118111II 1 II II II 
1 



Durch die Aufnahme etlicher Neuregelungen, die sich schon allein aus der Entwicklung der 

Informationstechnik ergeben, hat das Gesetz an Umfang zugenommen. Es stellt eine der 

quantitativ umfangreichsten Normative im deutschen Archivrecht dar. Es wird deshalb 

angeregt, den Gesetzestext noch einmal auf Möglichkeiten zu prüfen, bestimmte 

Festlegungen in spezielle Ausführungsverordnungen zu verlagern oder durch einfachen 

Bezug auf andere gesetzliche Regelungen zu verschlanken. Als Beispiel verweise ich hier auf 

den gegenüber dem 1. Entwurf neu eingefügten Absatz 4 in § 16, der Regelungen zum 

barrierefreien Zugang von Menschen mit Behinderung zu Archivgut enthält. Diese Regelung 

wäre aus meiner Sicht in einer Benutzungsordnung besser aufgehoben. 

Außerdem ist durch die Vermeidung redundanter Festlegungen innerhalb des 

Gesetzentwurfs (§ 12 Abs. 5, Satz 1 ist inhaltlich redundant zu § 15 Abs. 2) aber auch in 

Bezug zu anderen Gesetzen und Verordnungen (z. B § 17 Abs. 5 Satz 4 ist inhaltlich gleich 

mit VSA Anlage 8, Punkt 5) der Text zu verschlanken. Zudem erscheint eine Synchronisation 

der Festlegungen des Archivgesetzes mit den Bestimmungen in anderen Gesetz(entwürfen) 

notwendig. Ich verweise an dieser Stelle auf die Festlegung einer 30jährige Schutzfrist nach 

Schließung der Unterlagen vor der Freigabe zur Benutzung (§ 17 Abs 1), der die Möglichkeit 

eines freien Zugangs zu Informationen bei öffentlichen Stellen durch das 

Informationsfreiheitsgesetz zugesichert wird. Es ist einem Bürger nur schwer zu vermitteln, 

dass er ein Dokument der Behörde einsehen durfte, nach Abgabe in das Archiv aber 30 Jahre 

warten soll, bis er es wieder einsehen kann. 

Der, eindeutige Regelungswiderspruch zwischen § 5, nachdem juristische Personen 

öffentlichen Rechts ihr Archivgut in eigener Verantwortung und Zuständigkeit archivieren 

können und § 8 Abs. 3 Nr. 2, der die Zuständigkeit des Landesarchivs für die juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts bestimmt, ist im Sinne der Rechtssicherheit zu beseitigen. 

Das Landesarchiv hatte bereits in einer Stellungnahme nach der ersten Kabinettsitzung 

angeregt, den zeitgemäßen und wirtschaftlichen Regelungen anderer Bundesländer zu 

entsprechen und die Übernahme von Archivgut öffentlich-rechtlicher Körperschaften in das 

zuständige Landesarchiv eigentumsrechtlich und finanziell abzusichern. Dieser Anregung 

wurde nicht aufgegriffen mit der Begründung, es bestünde "seitens des Landesarchivs keine 

Verpflichtung zur Übernahme der betreffenden Unterlagen". Dem entgegen steht die in der 

Gesetzesbegründung zu § 5 gegebene Erklärung, wonach das Archivgut der juristischen 
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Personen öffentlichen Rechts einen „unvergleichbar hohen Dokumentationswert für die 

Geschichte des Landes und seiner Bewohner" besitzt „und demzufolge [...] vor Vernichtung 

und Zersplitterung zu schützen ist (S. 22/23)." Angesichts der zunehmenden 

Aufgabenverdichtung in allen Bereichen archivarischer Tätigkeit und des absehbaren 

Mangels an archivarischen Fachkräften wird die Überlieferung in diesen Bereichen zwingend 

eingeschränkt werden müssen. Es wird deshalb vorgeschlagen, die Zuständigkeit des 

Landesarchivs für Archivgut der juristischen Personen öffentlichen Rechts analog der 

Festlegungen zu § 8 Abs. 3 Nr. 3 dahingehend einzuschränken, dass die Zuständigkeit für 

dieses Archivgut seitens des Landesarchivs nur besteht, „sofern es ihm angeboten und von 

ihm übernommen wird." 

Schließlich wäre der Gesetzentwurf noch einmal zu überprüfen auf die sinnvolle 

Verwendung von bestimmten Begriffen (Landesarchiv, öffentliches Archiv, verwahrendes 

Archiv; Format oder Form (§ 19); Archivgut, Unterlagen: z. B. § 12 Abs. 5 „Archivgut, dem ein 

bleibender Wert nicht mehr zukommt" ist kein Archivgut mehr und kann als solches auch 

nicht bezeichnet werden. 

Das Hauptstaatsarchiv Weimar hat bereits nach der ersten Kabinettsitzung zu diesem 

Gesetzentwurf eine umfangreiche schriftliche Stellungnahme, auch zu einzelnen 

Paragraphen, dieses Gesetzes verfasst, die in die Stellungnahme des Landesarchivs 

Thüringen eingeflossen ist. Deshalb möchte ich hier nicht auf jeden einzelnen Punkt 

eingehen, sondern nur auf zwei Aspekte hinweisen, die ich für bedenklich halte: 

1. Eingriff in die Bewertungshoheit der Archivare 

Welches Schriftgut einmal zu Archivgut wird,- was also aus dem Funktionsspeicher in den 

Gedächtnisspeicher übernommen wird-, darüber entscheiden letztendlich die Archivare. 

Dafür sind sie gut ausgebildet worden, dafür stehen sie mit den federführenden Behörden 

und mit Wissenschaftlern aus vielen Fachrichtungen in ständiger Verbindung, dafür haben 

sie sich Arbeitsinstrumente geschaffen, um den Auswahlprozess so objektiv wie möglich zu 

gestalten. Sie tragen aber auch die Verantwortung dafür, dass die Speicher nicht überlaufen 

und dass die Informationsflut noch beherrschbar bleibt. Die Archivträger setzen hier ein 

großes Vertrauen in unsere Kenntnisse und Fähigkeiten und ich denke, ich verrate Ihnen 
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nicht zu viel, wenn ich Ihnen sage, dass diese Entscheidungen zur Überlieferungsbildung 

tatsächlich zu den großen Herausforderungen in unserem Beruf zählen. 

Im Gesetzentwurf sind nun zu unserem Bedauern einige Regelungen so gestaltet, dass in 

diese Bewertungshoheit eingegriffen wird. Wenn in § 2 Abs. 2 Nr. 2 bestimmt wird, dass 

Unterlagen, die „aufgrund von Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen dauernd 

aufzubewahren sind", archivwürdig sind, also vom Funktionsspeicher in den 

Gedächtnisspeicher übernommen werden müssen, so bindet uns der Gesetzgeber hier die 

Hände. Aber ich frage Sie: Werden die Generationen nach uns oder erst recht die in 1000 

Jahren wirklich am täglichen Pegelstand aller fließenden Gewässer Thüringens interessiert 

sein ? Oder reichen vielleicht die durchschnittlichen jährlichen Pegelstände aus, wenn man 

neben diesen Durchschnittswerten lediglich die Informationen über die Pegelstände von 

herausragenden Hochwasserereignissen („Jahrhundert-Flut" )aufbewahrt? Auch alle 

Genehmigungsbescheide für Tiergehege aus dem Jahr 2018 werden in 1000 Jahren wohl 

niemanden mehr interessieren, sondern allenfalls die Tatsache, dass man Tiere in Gehegen 

hielt. 

• Ein Festhalten an dieser Bestimmung wird die Menge des Archivgutes bedeutend steigern, 

da Verwaltungsbehörden erfahrungsgemäß eine Unmenge von Unterlagen zu Archivgut 

erklären werden aus Angst, wegen einer vermeintlich ungerechtfertigten Vernichtung zur 

Verantwortung gezogen zu werden. Der Gesetzgeber sollte deutlich unterscheiden, zwischen 

Archivgut mit historischem Wert und dauernd aufzubewahrenden Dokumenten zur 

Rechtssicherung, die Grenze zwischen Gedächtnis- und Funktionsspeicher schärfer ziehen. 

Für einen Großteil der fraglichen Unterlagen würde es genügen, bei den Ressorts hohe 

Aufbewahrungsfristen festzulegen (z. B. 100 Jahre). Es wäre aber auch denkbar, für 

Behörden und Einrichtungen ein Zwischenarchiv mit dem Auftrag der Funktionsspeicherung 

zu schaffen. Dort könnten dann solche für das Funktionieren von Verwaltung unentbehrlich 

erscheinenden Unterlagen so lange aufbewahrt werden, wie man sie zu brauchen meint. Das 

kann auch dauernd sein. 

Ähnlich ist die Festschreibung der Archivwürdigkeit der Informationen über schwere 

Staatsschutzdelikte (mittels Paragraphen des StGB) im Gesetzentwurf zu bewerten. Auch 

hier wird — offensichtlich unter dem Eindruck fehlender Informationen über Ermittlung zu 

den NSU-Verbrechen - mittels Gesetz in die Bewertungshoheit der Archivare eingegriffen, 
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auch wenn ich hier einräumen muss, dass Archivare diese Überlieferung ebenfalls teilweise 

als archivwürdig bestimmt hätten. Im Fall der NSU-Verbrechen hätte ihnen dies aber wenig 

genützt, da die betreffenden Akten bereits bei den aktenführenden Behörden nicht mehr 

nachweisbar waren, noch bevor sie einem Archiv überhaupt angeboten worden sind. 

2. Belastung der Ressourcen der Archive 

Der sehr optimistischen Einschätzung, dass außer den Kosten für die Unterhaltung des 

digitalen Magazins in Höhe von 36.800 Euro monatlich keine weiteren Kosten durch das 

Gesetz für Land, Kommunen und andere Adressaten entstehen werden, kann nicht 

zugestimmt werden. 

Die Bestimmung § 2 Abs. 2 Nr.  lb,  wonach alle die Unterlagen archivwürdig sind, die der 

Sicherung berechtigter Belange der Bürger, Institutionen oder Dritter dienen, würde 

vermutlich eine Übernahmequote von bis zu 90 % des entstandenen Schriftgutes bedeuten. 

Sämtliche Bauunterlagen, alle Ehescheidungsurteile, alle Abschlusszeugnisse und 

Approbationsurkunden, Renten- und Gehaltsunterlagen und vieles andere mehr, wäre dann 

dauerhaft, - das heißt für immer! — in Archiven aufzubewahren. Allein die Kosten für die 

Aufbewahrung, gleichgültig ob in analoger oder digitaler Form, sind nahezu unvorstellbar. 

Hinzu kommt das Personal, was vorgehalten werden müsste, um aus diesen Unterlagen 

Auskünfte zu erteilen. Zudem würden erhebliche Raumressourcen blockiert, die für die 

dauernde Aufbewahrung von Dokumenten mit historischem Wert dann nicht mehr zur 

Verfügung stünden. 

Außerdem öffnet eine solche Bestimmung, nebenbei bemerkt, Tür und Tor zur Beliebigkeit 

von Archivgut. Berechtigte Belange der Bürger werden im Rahmen der 

Aufbewahrungsfristen der Dokumente bei den Behörden abgedeckt. Es wird aber kaum 

möglich sein, die berechtigten Belange der Bürgerinnen und Bürger nach relevanten 

Informationen in Gänze zu sichern Das kann auch nicht Aufgabe der öffentlichen Archive 

sein! Für seinen eigenen, ganz persönlichen Funktionsspeicher, für die Sicherung der für ihn 

rechtserheblichen Unterlagen ist jeder in erster Linie selbst verantwortlich. 

Zudem sichert diese Bestimmung jedem Bürger einen Rechtsanspruch auf die Sicherung 

aller Informationen zu, an denen er ein Interesse hat. Das kann in der Endkonsequenz dazu 
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führen, dass Jedermann die Archive verklagen könnte, weil beispielsweise Zeugnisse, 

Arbeits- und Lohnbescheinigungen nicht überliefert sind. Typische und besondere Einzelfälle 

solcher Dokumente aus allen Lebensbereichen werden hingegen bei der 

Überlieferungsbildung mit berücksichtigt, dienen aber hier der Arrondierung des 

Dokumentationsprofils. 

Die bereits angesprochene Aufbewahrung von Archivgut der juristischen Personen 

öffentlichen Rechts im Landesarchiv wird dort ebenfalls erhebliche Kosten verursachen, 

sofern nicht in der diesbezüglichen Regelung ( § 5 und § 8 Abs. 3 Nr. 2) eine 

Kostenerstattung durch die juristische Person öffentlichen Rechts verankert wird. 

Auch die nicht ausreichende Einbindung des Landesarchivs bei der Festlegung von 

landesweit gültigen Übernahme- und Austauschformaten zur Archivierung elektronischer 

Daten und die ungenügende Beteiligung des Landesarchivs bei der Planung, Einführung und 

Änderung von  IT-Systemen (§ 8, Abs. 6 und 7) können erhebliche zusätzliche Kosten 

verursachen. Um hier effizient arbeiten zu können, ist das Landesarchiv über die bloße 

Information hinaus in alle Entscheidungen maßgebend einzubinden, die die Übergabe von 

digitalen Daten in öffentliche Archive Thüringens berühren. 

Und die Verpflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung von kommunalen Archiven belastet 

natürlich den Haushalt der Städte und Gemeinden. 

Abschließend möchte ich dem Ausschuss für Europa, Kultur und Medien des Thüringer 

Landtags ausdrücklich für die Gelegenheit danken, die Auffassung des Thüringischen 

Hauptstaatsarchivs und auch meine eigenen Gedanken zum Gesetzentwurf hier zu äußern. 

Eine derartig breit angelegte Anhörung von Personen aus verschiedenen Tätigkeitsgebieten, 

Berufsverbänden, Vertretern von Benutzergruppen und aus den verschiedenen 

Archivsparten vor Vertretern der Legislative ist bisher einmalig in der Geschichte der 

thüringischen Archivgesetzgebung. 

Weimar, den 13. April 2018  

Dagmar Blaha 

Archivdirektorin 
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